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Schleimhäuten, Hustenreizen und Kopfschmerzen führen. Darüber hinaus birgt das passive Ein-
atmen von Cannabisrauch langfristige Gesundheitsrisiken und kann den Gefäßen Schaden zu-
fügen. Nach Angaben der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) kann Cannabis
bei Kindern und Jugendlichen, deren Gehirn sich noch in der Entwicklungsphase befindet, nach-
weislich den Reifeprozess stören. Aufgrund der starken Frequentierung der Veranstaltung und
der erheblichen Menge von Menschen, die sich gleichzeitig aufdem Veranstaltungsgelände
aufhalten sowie der dadurch bedingten Personendichte, kann das passive Einatmen dritter Per-
sonen nicht verhindert werden, sobald in der Öffentlichkeit Cannabis konsumiert wird. Ein Ver-
bot des öffentlichen Konsums von Cannabis im Veranstaftungsbereich ist deshalb zum Schutze
der Gesundheit aller Besucher*innen, insbesondere von Kindern und Jugendlichen, notwendig.

Rechtsgrundlage für die getroffene Anordnung ist § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG) - vom 13.05.1980 in der
zurzeit geltenden. Fassung. Demnach können die OrdnungsbehOrden die notwendigen Maß-
nahmen treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder
Ordnung abzuwehren. Durch das Verbot soll sichergestellt werden, dass für die Besucher*in-
nen der Veranstaltung keine gesundheitsschädlichen Gefahren durch das passive Einatmen von
Cannabisrauch bestehen. Der Gesetzgeber hat das besondere Schutzbedürfnis von Kindern und
Jugendlichen bereits erkannt, sodass gemäß § 5 des Gesetzes zum Umgang mit Konsumcanna-
bis (KCanG) nicht in unmittelbarer Gegenwart von Personen unter 18 Jahren konsumiert wer-
den darf. Zudem darf u.a. in einer Entfernung unter 100 Metern zu Schulen, Kinderspielplätzen,
Kinder- und Jugendeinrichtungen sowie zwischen 7 Und 20 Uhr in Fußgängerzonen nicht kon-
sumiert werden. Kraft Gesetzes gilt deshafb teilweise bereits ein Verbot des Konsums von Can-
nabis wahrend der Herbstkirmes. Jedoch ist es für den Konsumenten bei der großen Anzahl der
l3esucher*innen der Eitorfer Kirmes nicht möglich, die geforderten Abstände zu Minderjährigen
einzuhalten und somit rechtskonform Cannabis zu konsumieren.

Darüber hinaus schreibt das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen in einer Anwendungshilfe mit Schreiben vom 15.05.2024, das auf den Veran-
staltungen der jeweilige Hausrechtsinhaber bzw. Veranstalter verpflichtet ist, durch geeignete
Maßnahmen sicherzustellen, dass es nicht zu verstoßen gegen § 5 Abs. 1 KCanG kommt. Diese
Verpflichtung kann, falls etwa umfassende Kontrollmaßnahmen dem Veranstalter bzw. Haus-
rechtsinhaber zu aufwändig und personalintensivsind, auch in einem generellen Cannabis-Kon-
sumverbot bestehen.

Für den Zeitraum der Eitorfer Kirmes wird daher diese Allgemeinverfügung erlassen, da im Be-
reich der Veranstaltung aufgrund der erheblichen Menge und Dichte von Besucher*innen ein
erhöhter Schutz erforderiich ist.

Das Verbot ist geeignet, die oben aufgezeigten Gefahren für die Gesundheit durch den Can-
nabis-Konsum in einem stark frequentierten Bereich abzuwehren. Das Verbot ist zudem erfor-
derlich, da es kein milderes gleich geeignetes Mittel gibt. Eine engere Begrenzung des Zeit-
raumes des Cannabis-Verbotes ist nicht gleich geeignet für den Schutz der Gesundheit von Be-
sucher*innen der Eitorfer Kirmes, insbesondere von Kindern und Jugendlichen. Diese dürfen
sich in Begleitung der Eltern auch spät abends und nachts noch auf der Veranstaltung aufhal-
ten. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass sich viele Jugendliche abends im
Bereich des Autoscooters und des Break Dancers aufhalten oder in Gruppen über die Veran-
staltung laufen. Zudem halten sich die Kinder der Schausteller regelmäßig bis zum Ende der
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Bei Verstößen gegen das unter Ziffer 1 verfügte Cannabisverbot wird auf der Grundlage des

§ 60 VwVG NRW ein Zwangsgeld angedroht. Die Androhung einer Ersatzvornahme scheidet im

vorliegenden Fall schon deshalb aus, weil die Einhaltung des Cannabisverbotes ausschließlich

vom Willen des Ordnungspflichtigen abhängt und die damit verbundenen Vorgänge von kei-

nem anderen bewirkt werden können. Da gemäß § 58 Abs. 3 VwVG NRW derunmittelbare

Zwang nur angewendet werden darf, wenn andere Zwangsmittel nicht zum Ziel führen oder

untunlich sind, kann als Zwangsmittel für Verstöße gegen die Ziffer l nur ein Zwangsgeld ange-

droht werden. Die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes ist geeignet, den Willen des Pflichtigen

zu beugen. Sie ist auch verhältnismäßig l§ 58 VWVG), weil die Höhe des angedrohten Zwangs-

geldes in einem angemessenen Verhältnis zu seinem Zweck steht. Eine Frist zur Erfüllung der

Verpflichtungenbraucht nach den Vorgaben des § 63 Abs. 1 S. 2 VwVG nicht bestimmt zu wer-

den, da im Wege dieser Allgemeinverfügung eine Unterlassung (hier: Unterlassung des Kon-

sums von Cannabis in der Öffentlichkeit) erzwungen werden sofl.

zu Ziffer 4:
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des § 80 Abs. 2 Nr. 4 der

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der zurzeit gültigen Fassung. Sie ist zum Schutze der

Allgemeinheit notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffene Anordnung

unmittelbar vollziehbar ist. Das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung dieser

Allgemeinverfügung ergibt sich daraus, dass die Beseitigung der bestehenden Gefahr für die

öffentliche Sicherheit und Ordnung keinen weiteren Aufschub duldet. Die Gefahren für ein so

bedeutendes lndividualschutzgut wie die Gesundheit unbeteiligter Personen sind so schwer-

wiegend, dass nicht erst der Abschluss eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens abgewartet

werden kann. Hingegen steht dasprivate interesse an dem öffentlichen Konsum von Cannabis

außerhalb geschlossener Räume lediglich in einem zeitlich begrenzten Rahmen zurück. Der per-

sönliche Konsumbedarf kann außerhalb des räumlich eingegrenzten Bereiches oder außerhalb

der zeitlichen Einschränkung befriedigt werden. Das Interesse der Allgemeinheit an der sofor-

tigen Voliziehung der vorgenannten Anordnungen und damit der Verhinderung von Gefahren

fUr die Gesundheit überwiegt insoweit das eventuelle Aufschub-interesse der hiervon Betroffe-

nen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Aflgemeinverfügung kann vor dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz,

50667 Köln, innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift beim

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts Klage erhoben werden. Die

Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische

Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbei-

tung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur

der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert

und auf einem sicheren Übermittiungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden.

Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen be-

stimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingun-

gen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpost~

fach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBI. l

Seite 3803).

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-

nen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen
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